
Liebe Kolleginnen,  
     liebe Kollegen,

nach den beiden Schutzschirmen 
gegen die Corona-Krise haben wir 
nun ein Wachstumspaket verabschie-
det, mit dem die Unternehmen und 
die dort beschäftigten Menschen se-
hen: Nach der Krise ist vor dem Auf-
schwung. Neben der Absenkung der 
Mehrwertsteuer gehören dazu auch 
Maßnahmen zur Zukunftsfähigkeit 
der Betriebe. So die steuerliche Be-
günstigung von energetischen Sanie-
rungen, Mitarbeiterbeteiligung, Zu-
schüsse für Elektromobilität und ein 
„Turbo“ für die Wasserstoff-Technolo-
gie. 

Bildung ist der Schlüssel
Uwe Schummer

Uwe Schummer
Vorsitzender der Arbeitnehmergruppe

Wir wissen: Der Schlüssel für den 
Aufschwung ist Investition in Bil-
dung. Bis zur Corona-Krise war die 
Klage vieler Unternehmen: fehlende 
Fachkräfte. Deshalb ist es gut, dass wir 
mit dem Kurzarbeitergeld über sieben 
Millionen Arbeitnehmer in den Be-
trieben halten. Nun müssen wir dafür 
sorgen, dass keine „Corona-Lücke“ in 
der beruflichen Ausbildung entsteht. 
Auch in schwierigen Zeiten sollen Un-
ternehmen ihre Ausbildungsverträge 
erfüllen können.  Auch in diesem Jahr 
soll ein gutes Angebot an betriebli-
chen Ausbildungsplätzen bereitge-
stellt werden. Hierfür hat die Bundes-
regierung ein 500-Millionen-Paket 
geschnürt. Es hilft vor allem kleinen 
und mittelständischen Unterneh-
men, junge Menschen zu qualifizie-
ren. Dabei unterstützt ein Ausbil-
dungsbonus von 2.000 Euro für Aus-
bildungsverträge nach der Probezeit. 
Zusätzliche Ausbildungsverträge sol-
len einmalig mit 3.000 Euro mitfinan-
ziert werden.  Des Weiteren soll Kurz-
arbeit beschleunigt Auszubildende, 
wenn notwendig, auffangen.  

Wichtig ist auch die Umsetzung 
der europäischen Entsenderichtlinie 
bis zum 30. Juli 2020. Wie können wir 
sicherstellen, dass bei grenzüber-
schreitender Entsendung von Arbeit-
nehmern der gleiche Lohn für die 
gleiche Arbeit am gleichen Ort bezahlt 
wird? Es ist eine Frage von Leistungs-
gerechtigkeit und Wettbewerbsfair-
ness, dass importiertes Lohndumping 
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verhindert wird. Dazu gehören auch 
die Arbeitsbedingungen, die Unter-
kunft und der Gesundheitsschutz für 
Wander-Arbeitnehmer. Nicht nur in 
Zeiten der Pandemie, sondern gene-
rell. Wir wissen, dass Betriebe dann 
schnell zu Kräften kommen, wenn sie 
in Menschen investieren. Dazu gehört 
faire Arbeit. Bildung ist der Schlüssel. 

Ihr/ Euer

Uwe Schummer 
Vorsitzender der Arbeitnehmergruppe
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Kochlöffel, Laptop und Lernbuch!  
Familien in der Corona-Krise nicht im Stich lassen 
Marcus Weinberg

 
Unsere Gesellschaft befindet sich 
seit Monaten in einer Ausnahmesi-
tuation. Familien leisten Großarti-
ges: Kinderbetreuung, Homeschoo-
ling und Homeoffice gleichzeitig. 24 
Stunden reichen dafür kaum. Wie 
lange halten Eltern das durch? Der 
Druck, die Anforderungen des Ar-
beitgebers zu erfüllen, ist groß. Das 
schlechte Gewissen den Kindern ge-
genüber auch. In vielen Familien 
steigt der Druck von Tag zu Tag. 
Ängste, Stress und Perspektivlosig-
keit machen sich breit.

Wir geben den Familien eine Pers-
pektive auf einen geregelten Alltag und 
eine verlässliche Betreuung ihrer Kin-
der. Inzwischen haben Bund und Län-
der eine schrittweise Rückkehr zum Re-
gelbetrieb der Kindertagesstätten be-
schlossen. In vielen Bundesländern 
wurde die Betreuung bereits stark aus-
geweitet. Allerdings ist auch klar, dass 
ein Teil des Fachpersonals in den Kitas 

zu den Risikogruppen gehört. Ein 
Regelbetrieb wird schwer umsetz-
bar sein. Gerade deshalb ist es so 
wichtig, dass wir Eltern auch fi-
nanziell unterstützen. Es besteht 
ein Entschädigungsanspruch in 
Höhe von 67 Prozent des Nettoein-
kommens für Verdienstausfälle 
bei behördlicher Schließung von 
Schulen und Kitas zur Eindäm-
mung der gegenwärtigen Pande-
mie. 

Auf Druck der Familienpolitiker 
der Union wurde die Dauer der 
Lohnfortzahlung inzwischen von 
sechs auf zehn Wochen für jeden 
Elternteil ausgeweitet. Für Allein-
erziehende wird der Anspruch auf 
maximal 20 Wochen verlängert. 
Das ist ein wichtiges Signal für alle 
Familien in diesem Land und eine 
absolute familienpolitische Not-
wendigkeit. Im Rahmen des Kon-

junkturpakets erhalten Familien mit 
geringem und mittlerem Einkommen 
zudem einen einmaligen Kinderbo-
nus von 300 Euro pro Kind. Alleiner-
ziehende, die in den vergangenen Wo-
chen besonderen Belastungen ausge-
setzt waren, werden zusätzlich durch 
die Verdopplung des steuerlichen 
Freibetrages in 2020 und 2021 entlas-
tet. Ferner investieren wir in Ganz-
tagsbetreuung und Kita-Ausbau. Um 
die Nachmittagsbetreuung an Grund-
schulen und das Ganztagsschulange-
bot zu verbessern, erhalten die Län-
der, die 2020 und 2021 Investitions-
mittel abrufen, diese in späteren 
Jahren zusätzlich. Für den weiteren 
Kita-Ausbau schießt der Bund 1 Mrd. 
Euro zu.

Aber nicht nur Eltern und Kinder 
brauchen eine Perspektive in dieser 
bedrückenden Zeit. Seniorinnen und 
Senioren zählen zu den besonderen 
Risikogruppen bei SARS-Cov-2. Um 
eine hochgefährliche Ausbreitung des 
Virus unter den älteren Menschen 
und in Seniorenheimen zu verhin-
dern, wurden Besucherstopps ver-
hängt, die inzwischen gelockert wur-

den. Auch zuhause lebende Senioren 
verzichten seit Wochen auf Besuch und 
persönliche Begegnungen mit Angehö-
rigen und Freunden. Viele Senioren lei-
den unter der Einsamkeit. Isolation 
und Einsamkeit führen zu Depressio-
nen und körperlichem Abbau.

Wir stehen in einer besonderen sozi-
alethischen Verantwortung, Gesund-
heitsschutz und die Bedarfe nach Be-
gegnung und Kontakt ausgewogen 
wahrzunehmen und unseren Senioren 
in dieser Corona-Krisenzeit Perspekti-
ven einer Rückkehr zu den familiären 
Begegnungen und sozialen Kontakten 
zu öffnen. Dabei muss die Menschen-
würde bei allen Entscheidungen ge-
wahrt und die Bedürfnisse und Wün-
sche der betroffenen Personen einbezo-
gen werden. Körperliche und seelische 
Schäden durch die Isolation müssen 
abgewendet werden.  Sterbebegleitung 
und würdevoller Abschied müssen 
möglich sein.

Vielerorts gibt es bereits kreative 
Ideen und Konzepte. Wir fordern die 
Bundesseniorenministerin auf, die 
weitere Entwicklung der Konzepte in 
den Ländern zu koordinieren und unter 
Einbeziehung von u.a. Wissenschaft-
lern, Ethikern und Seniorenorganisati-
onen Perspektiven für die Seniorinnen 
und Senioren in Deutschland zu erar-
beiten.
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Vorsitzender der Arbeitsgruppe Familie, 
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                             Bild: Dennis Williamson 
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Arbeitslosigkeit verhindern und Wirtschaft stabilisieren!
Peter Weiß

Durch die Corona-Krise hat sich 
in Deutschland viel verändert. Der 
Lockdown hat die deutsche Wirt-
schaft zum Erliegen gebracht. Auf-
träge sind weggefallen, Lieferketten 
unterbrochen und Umsätze einge-
brochen. Unser oberstes Ziel in der 
Krise war und ist es, Arbeitslosigkeit 
zu verhindern und die wirtschaftli-
chen Verhältnisse zu stabilisieren. 
Wir wollen möglichst jeden Arbeits-
platz sichern und den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern eine 
Zukunftsperspektive geben. 

Ein Anstieg der Arbeitslosenquote 
und eine deutlich höhere Inanspruch-
nahme von Kurzarbeit als in der Krise 
2009 waren leider zu erwarten. Doch es 
ist ein gutes Signal, dass viele Unter-
nehmen, die seit Monaten unter be-
sonderen Herausforderungen leiden, 
für ihre Mitarbeiter Kurzarbeit anmel-
den, anstatt sie zu entlassen. Damit si-
chern die Betriebe ihr fachliches Know-
how und erhalten eine gute Möglich-
keit, schnell wieder Tritt zu fassen. Mit 
den ausdifferenzierten Regelungen zur 
Inanspruchnahme und zur Höhe des 

Kurzarbeitergeldes, aber auch zu 
den neuen Hinzuverdienstmög-
lichkeiten, die im Sozialschutz-
paket I und II verankert wurden, 
haben wir dafür ein tragfähiges 
Gerüst geschaffen - und damit 
auch ein Fundament für den Auf-
bruch gelegt. 

Insbesondere mit der Erstat-
tung der Sozialversicherungsbei-
träge bei Kurzarbeit erhalten wir 
die Liquidität der Unternehmen 
und sichern Arbeitsplätze. Hätten 
wir diese Liquiditätshilfen für 
Unternehmen nicht eingeführt, 
wären jetzt viele Beschäftigte ar-
beitslos. 

Unser Ziel und unsere Hoff-
nung sind, dass nach der Krise 

ein starker wirtschaftlicher Auf-
schwung möglich wird, der den Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern 
neue Perspektiven eröffnet.

Neben vielen weiteren wichtigen 
Regelungen wie der Verlängerung des 
Arbeitslosengeldes I haben wir einen 
Schutzschirm für unsere soziale Infra-
struktur aufgespannt, die uns in dieser 
Krise nicht wegbrechen darf! Wir neh-
men die Sorgen unserer sozialen 
Dienstleister in diesen schwierigen 
Zeiten sehr ernst und haben daher et-
was vollkommen Neues erfunden, was 
es bisher nicht gab, nämlich das Sozial-
dienstleister-Einsatzgesetz (SodEG). 
Dieses Gesetz bietet Leistungen für alle 
sozialen Dienste und Einrichtungen, 
die in der Krise ihre Angebote ganz 
oder teilweile zurückfahren mussten. 

Deutschland muss schnell  
wieder auf den Wachstumspfad

Nach den beschlossenen Hilfspro-
grammen geht es nun aber darum 
Deutschland schnell wieder auf einen 
nachhaltigen Wachstumspfad zu füh-
ren, der Arbeitsplätze und Wohlstand 
sichert. Dieses Ziel werden wir durch 
das im Koalitionsausschuss am 3. Juni 
2020 beschlossene Konjunktur- und 
Krisenbewältigungspaket umsetzen. 

Ich freue mich, dass die wirtschaftli-
chen und vor allem sozialen Härten der 
Corona-Krise dadurch weiter abgefe-
dert werden können.

Besonders im Blick haben wir wei-
terhin die gemeinnützigen Organisati-
onen. Für alle Menschen, die der Hilfe, 
der Unterstützung, der Beratung und 
der Begleitung bedürfen, ist es wichtig, 
dass wir diese Strukturen in unserem 
Land erhalten. Sie sind Helfer in der 
Not und halten unsere Gesellschaft zu-
sammen. Daher bin ich sehr froh, dass 
auch den gemeinnützigen Organisatio-
nen geholfen werden kann. Dafür stellt 
der Bund für 2020 und 2021 insgesamt 
1 Mrd. Euro über ein Kreditsonderpro-
gramm der KfW zur Verfügung. Zusätz-
lich können Jugendherbergen, Famili-
enferienstätten, Sozialunternehmen 
und Behinderteneinrichtungen auch 
von den beschlossenen 25 Mrd. Euro 
Überbrückungshilfen profitieren. Mit 
diesen Unterstützungsmaßnahmen 
setzen wir ein weiteres wichtiges Zei-
chen für übergreifende Solidarität und 
sozialen Zusammenhalt in der Corona-
Krise.

 
Es ist mir persönlich ebenfalls ein 

wichtiges Anliegen „Generationen-Co-
rona“ zu verhindern. Bei vielen Unter-
nehmen herrscht Unsicherheit und da-
mit einher geht eine gesunkene Bereit-
schaft Ausbildungsplätze anzubieten. 
Gerade jetzt muss der Ausbildungs-
markt für junge Menschen stabil blei-
ben. Demzufolge kämpfen wir für je-
den Ausbildungsplatz. Auszubildende 
dürfen nicht zu den Verlierern der Co-
rona-Krise werden. Der Lernerfolg von 
Auszubildenden soll auch in der Pan-
demie nicht gefährdet werden. Daher 
werden wir für klein- und mittelstän-
dische Firmen Prämien für jeden bei-
behaltenen bzw. zusätzlichen Ausbil-
dungsplatz anbieten. Dadurch sichern 
wir unsere Fachkräfte für morgen. 
Denn der Fachkräftemangel bleibt wei-
ter eine große Herausforderung für un-
sere Wirtschaft. Wir wollen, dass nicht 
weniger, sondern mehr in Ausbildung 
investiert wird.

 

Peter Weiß 
Vorsitzender der Arbeitsgruppe  
Arbeit und Soziales  
                                      Bild: Claudia Thoma 
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Schlachtbranche hat Vertrauen verspielt 
Gastbeitrag von Karl-Josef Laumann

Das Werkvertragssystem in der 
Schlachtbranche hat zu einer Kultur 
des kollektiven Wegschauens ge-
führt – deshalb gehört es abge-
schafft!

Der NRW-Arbeitsschutz hat im Som-
mer 2019 30 Schlachthöfe – alle wichti-
gen Akteure der Branche – und 90 
Werkvertragsfirmen mit rund 17.000 
Beschäftigten kontrolliert. Die Ergeb-
nisse warfen ein verheerendes Bild auf 
die Fleischwirtschaft. 

Meine Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter stellten insgesamt 8.752 Mängel 
und Verstöße auf dem Gebiet des Ar-
beitsschutzes fest: 5.863 Verstöße im 
Bereich des Arbeitszeitrechts, 2.481 im 
Bereich arbeitsmedizinische Vorsorge, 
296 technische Arbeitsschutzmängel 
sowie 112 Mängel in der Organisation 
des betrieblichen Arbeitsschutzes. 26 
Unternehmen wiesen jeweils eine gra-
vierende Zahl von Mängeln auf. Nur 
zwei Unternehmen – die nach unserer 
Kenntnis ausschließlich mit festen Be-
legschaften arbeiten – stachen positiv 

hervor: Ein Hinweis, dass die 
Probleme der Fleischindustrie 
eng mit dem Werkvertragssys-
tem zusammenhängen. 

Um eines vorweg zu sagen: 
Ich halte Werkverträge nicht 
grundsätzlich für schlecht. Es 
gibt Branchen, wie die Chemie- 
und Automobilindustrie, in de-
nen das System funktioniert. 
Probleme entstehen, wenn Un-
ternehmen entscheiden, ihr 
Kerngeschäft auszulagern. Das 
ist schädlich. Denn mit der Aus-
lagerung des Kerngeschäfts be-
ginnt ein Prozess der Auslage-
rung von Verantwortung. Genau 
das ist in der Fleischindustrie 
geschehen und führte zu den 
Zuständen, die wir heute haben.

Im Zuge der Kontrollaktion 
wurden 86 Bußgeldverfahren 
eingeleitet. Das klingt nach we-
nig, aber in einem Bußgeldver-
fahren werden mehrere Verstöße 
in einem Unternehmen gebün-

delt geahndet. In meinen Augen viel 
zu niedrig angesetzt sind dagegen die 
Bußgelder. Beispielsweise musste re-
gelmäßig für mehrere hundert Verstö-
ße gegen das Arbeitszeitgesetz die bei 
Fahrlässigkeit maximal zulässige 
Bußgeldhöhe von insgesamt 7.500 
Euro festgesetzt werden. Dies dürfte 
keine große Abschreckung darstellen. 

Für die Landesregierung war nach 
der Arbeitsschutzaktion klar, dass wir 
handeln mussten. Unsere Strategie 
fußte dabei auf zwei Säulen: Den Kon-
trolldruck auf die Branche dauerhaft 
aufrechtzuerhalten – in diesem Zuge 
warben wir auch intensiv um eine di-
gitale Zeiterfassung in der Fleisch-
wirtschaft – und gleichzeitig den Dia-
log zu suchen. Dies sollte den Unter-
nehmen die Möglichkeit geben, sich 
von innen heraus zu verändern. 

Dann kam Corona und vergrößerte 
die Probleme wie unter einem Brenn-
glas: auch beim Werkvertragssystem. 
Der Corona-Ausbruch unter Werkver-
tragsarbeitnehmern eines Schlacht-

hofs in Coesfeld zeigte, dass die Bran-
che am System des organisierten Weg-
schauens festhielt. 

Wir haben deshalb die bis dahin 
größte Reihentestung in Deutschland 
veranlasst und rund 18.000 Arbeitneh-
mer in Nordrhein-Westfalens Schlacht-
höfen auf Corona getestet und ihre Un-
terkünfte überprüft. Insgesamt waren 
418 Menschen in acht Betrieben infi-
ziert. Jenseits der Grenze hat mein nie-
derländischer Amtskollege ebenfalls 
Kontrollen mit vergleichbaren Ergeb-
nissen durchführen lassen. Ein weite-
rer, erheblich größerer Corona-Aus-
bruch in einem Schlachthof in Rheda-
Wiedenbrück Mitte Juni bestätigte 
schlussendlich meine Überzeugung: 
Die Branche ist aus sich selbst heraus 
nicht reformierbar. 

Konsequenzen sind folgerichtig

Ich will  es hier noch einmal fest-
stellen: Die Missstände in der Fleisch-
branche waren seit Jahren bekannt. Die 
Industrie hat wieder und wieder Besse-
rung gelobt. Man hat zwar auch den 
Mindestlohn in der Branche eingeführt 
und das Gesetz zur Sicherung von Ar-
beitnehmerrechten in der Fleischwirt-
schaft (GSA Fleisch) verabschiedet. 
Doch nach all diesen Jahren muss man 
nüchtern feststellen: Es hat sich so gut 
wie nichts an den grundlegenden Prob-
lemen geändert. Hier ist für mich jegli-
ches Vertrauen verspielt worden. 

Deshalb ist es folgerichtig, dass die 
Bundesregierung nun ein weitreichen-
des Paket vorgelegt hat, um die Situati-
on der Beschäftigten in den Schlacht-
betrieben zu verbessern. Was mich be-
sonders freut ist, dass sie dabei 
zahlreiche Vorschläge meines Ministe-
riums aufgriff – und dass das Paket 
endlich auch ein Verbot von Werkver-
trägen in der Fleischbranche vorsieht. 
Maßnahmen wie höhere Bußgelder, 
bessere Kontrollmöglichkeiten in den 
Unterkünften und eine digitale Zeiter-
fassung lassen mich hoffen, dass wir 
das System der kollektiven Verantwor-
tungslosigkeit in der Fleischwirtschaft 
endlich beenden können.

Karl-Josef Laumann 
Minister für Arbeit, Gesundheit  und  
Soziales des Landes Nordrhein-Westfalen, 
Bundesvorsitzender der Christlich-Demo-
kratischen Arbeitnehmerschaft (CDA) 
                            Bild: Jördis Zähring/ CDA 


